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Bürgersprechstunden  
unter freiem Himmel

Donnerstag, 26. März
16:30 bis 18 Uhr
Elbcenter Mickten 
Leipziger Straße

Stadträtin Pia Barkow und 
Ortsbeirat Maurice Devan-
tier 
 
Freitag, 27. März
13 bis 15:30 Uhr
Sachsenforum Gorbitz 
 
Fraktionsvorsitzender 
André Schollbach und 
Stadträtin Cornelia Eichner 
 
Freitag, 27. März 
16:30 bis 18 Uhr 
Hauptstraße Goldener Rei-
ter / Nordzugang Tunnel 
 
Stadträtin Jacqueline Muth
Ortsbeirätin Kristin 
Hofmann 
 
Montag, 30. März 
16 bis 18 Uhr 
Prohliszentrum 
Prohliser Allee 10
 
Stadträtin 
Dr. Margot Gaitzsch 
 
Dienstag, 31. März 
15 bis 17 Uhr 
Konsum Zschertnitz 
 
Stadtrat Andreas Naumann 
 
Donnerstag, 02. April 
16 bis 18 Uhr 
Nudelturm 
Königsbrücker Straße 
 
Stadträtin Jacqueline Muth  
Stadtrat Dr. Martin Schulte-
Wissermann (DIE PIRATEN) 

www.linke-fraktion-dresden.de

Foto: LAG Selbstbestimmte Behindertenpolitik Sachsen

Die 17 Stadträtinnen und Stadträte 
der Fraktion DIE LINKE kamen 
am vergangenen Wochenende zu 

einer zweitägigen Klausurtagung in Kö-
nigstein (Sächsische Schweiz) zusam-
men. Mit dabei: Dr. Eva-Maria Stange, 
Staatsministerin für Wissenschaft und 
Kunst des Freistaates Sachsen. Damit 
nahm erstmals ein Mitglied der Säch-
sischen Staatsregierung an einer Klau-
surtagung der LINKEN teil. Fraktions-
chef André Schollbach sagt dazu: „Wir 
schätzen Frau Dr. Stange als kompetente 
und angenehme Gesprächspartnerin. Im 
Gegensatz zu anderen Ministern fällt sie 
nicht durch ständige Pannen und fort-
währenden Aktionismus auf, sondern lei-
stet kontinuierlich eine gute Sacharbeit.“ 

Zentrale Themen der Klausurtagung 
waren der Stand und die weitere Um-
setzung des Kooperationsvertrages der 
Fraktionen DIE LINKE, Bündnis90/
Die Grünen und SPD, konkrete wei-
tere Schritte für bezahlbares Wohnen in 
Dresden sowie die Vorbereitung der be-
vorstehenden Wahl der Fachbürgermei-
sterinnen und -bürgermeister im Stadtrat. 

Rot-Rot-Grün legt gemeinsamen 
Plan für Wahl der Beigeordneten 
vor 

Die linke Stadtratsmehrheit hat ihre 
Verhandlungen zur künftigen Struktur 
der Rathausspitze und die im Sommer 
bevorstehende Wahl der Beigeordneten 
erfolgreich abgeschlossen. Dazu sagt 
André Schollbach: „Wir stehen zu un-
serem vor der Kommunalwahl abgege-
benen Versprechen. Die wesentlichen 
gesellschaftlichen Kräfte sollen an der 
Stadtspitze vertreten sein.“ Deshalb be-
anspruche Rot-Rot-Grün nicht alle Bei-
geordneten für sich, auch die CDU solle 
das Vorschlagsrecht für zwei Geschäfts-
bereiche (Ordnung und Sicherheit sowie 
Bildung) erhalten. DIE LINKE hat das 
Besetzungsrecht für die Dezernate Ar-
beit, Soziales, Wohnen und Gesundheit 
sowie Kultur und Tourismus. Die SPD 
erhält den Bereich Finanzen, Personal 
und Recht. Die Grünen zeichnen künftig 
für die Ressorts Stadtentwicklung und 
Bau sowie Umwelt und Kommunalwirt-
schaft verantwortlich. Rot-Rot-Grün legt 
weiterhin Wert darauf, dass der Grund-

satz der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau bei der Besetzung der Bürger-
meisterriege zur Anwendung kommt.  

Anträge für Sozialticket und städ-
tische Wohnungsgesellschaft 

Die Fraktion DIE LINKE befasste sich 
auf der Klausurtagung weiterhin mit 
dem Stand der Umsetzung des Wahlpro-
gramms und des Kooperationsvertrages. 
Dazu berichteten alle Stadträtinnen und 
Stadträte aus ihren Aufgabengebieten 
und legten die geplanten Vorhaben für 
das laufende Jahr dar. Zwei wesentliche 
anstehende Projekte sind die Einfüh-
rung eines „echten“ Sozialtickets sowie 
die angekündigte Gründung einer städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaft. An 
entsprechenden Anträgen wurde in den 
vergangenen Monaten intensiv gearbei-
tet, sodass diese nun auf den Weg ge-
bracht werden können. Die finanziellen 
Grundlagen wurden bereits mit dem von 
Rot-Rot-Grün im Dezember beschlos-
senen städtischen Haushalt gelegt.  

Klausurtagung der 
Fraktion DIE LINKE mit 
Eva-Maria Stange

Entspannte Atmosphäre zur Klausur der LINKEN mit Eva-Maria Stange (Bildmitte)		  Foto: Max Kretzschmar
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Krankenversichertenkarte für Asylsuchende

Seit dem 24. März 2015 wird 
über unseren Antrag zur Ein-
führung einer Krankenversi-

chertenkarte für Asylsuchende in 
den Fachausschüssen diskutiert.  
 
Bekannt unter dem Namen „Bremer Mo-
dell“ soll mit dieser Praxis Asylsuchen-
den, die in Dresden leben, ab dem ersten 
Tag eine Chipkarte ausgehändigt werden, 
die es ihnen ermöglicht, direkt zum Arzt 
zu gehen, wenn sie krank sind. Bisher 
müssen sie im Krankheitsfall zunächst 
ins Sozialamt, dort vor Verwaltungsmi-
tarbeiterInnen ihre Krankheit schildern 
und einen Krankenschein beantragen. 
Erst mit diesem Krankenschein können 
sie dann zum Arzt zur eigentlichen Be-
handlung gehen. Wenn nun eine Allge-
meinmedizinerIn  die Weiterbehandlung 
bei einem Facharzt/Fachärztin empfieh-
lt, müssen Asylsuchende wieder ins So-
zialamt und mit der Empfehlung eine 
Überweisung zur Fachuntersuchung 
beantragen. Erst damit ist dann eine Be-
handlung in einer Fachpraxis möglich. 

Mit der Einführung einer Chipkarte 
wollen wir diese unzumutbare Praxis 
erleichtern, wer krank ist, soll nicht 
ins Rathaus, sondern zum Arzt gehen. 

In Bremen und Hamburg – beide Städte 
haben seit 10 bzw. 3 Jahren eine ent-
sprechende Chipkarte eingeführt – wur-

den sehr positive Erfahrungen gemacht. 
Zunächst einmal ist es für die Kranken 
selbst eine erhebliche Erleichterung, 
nicht erst durch die halbe Stadt fahren zu 
müssen, sondern gleich die Praxis um die 
Ecke aufzusuchen. Das führte in beiden 
Städten auch dazu, dass Asylsuchende 
Krankheiten viel früher behandeln lassen 
und nicht erst abwarten, ob sie sich viel-
leicht von selbst wieder kuriert. Je frü-
her eine Krankheit behandelt wird, desto 
besser, da bei einer Verzögerung Sym-
ptome schlimmer werden können und/ 
oder das geschwächte Immunsystem 
anfälliger ist für weitere Infektionen. 

Dieser Umstand der früheren Be-
handlung führt auch dazu, dass die 
Behandlungskosten deutlich sinken, 

da die Krankheit sofort behandelt 
werden kann und die Gefahr, dass 
weitere oder Folgekrankheiten auf-
treten, die zu einem größeren Behand-
lungsaufwand führen, geringer ist. 

Darüber hinaus können sich die Ver-
waltungsmitarbeiterInnen wieder ih-
ren eigentlichen Aufgaben widmen 
und verbringen ihre Arbeitszeit nicht 
mit dem Ausstellen von Krankenschei-
nen – zumal eine Einschätzung, ob 
PatientInnen tatsächlich krank sind 
und für nicht medizinisch geschultes 
Personal durchaus schwierig ist... 

Laut einer Anfrage an die Stadt Dres-
den, wie viele MitarbeiterInnen im 
Sozialamt mit dem Ausstellen dieser 

Krankenscheine beschäftigt sind, wur-
de im März 2014 die Antwort gege-
ben, dass 10 MitarbeiterInnen 25-30% 
ihrer Arbeitszeit genau dafür aufwen-
den. Anders ausgedrückt: 3 Mitarbei-
terInnen sind in Vollzeit dafür einge-
setzt, Krankenscheine auszuhändigen! 

Diese bürokratische Praxis ist völlig un-
sinnig und für alle Beteiligten unnötig 
beschwerlich. Denn auch die Arztpra-
xen können die Behandlung nicht wie 
bei allen anderen PatientInnen elek-
tronisch abrechnen, sondern müssen 
Formulare ausfüllen und an die Stadt 
zur Übernahme der Kosten senden 
– auch das ist unnötiger Zusatzaufwand. 

Durch die Vereinfachung der medi-
zinischen Versorgung von Asylsu-
chende wurden in der Folge auch 
sowohl in Bremen als auch in Ham-
burg erhebliche Gelder eingespart. 

Wie in dieser kurzen Beschreibung auf-
gelistet, liegen die Vorteile für alle Betei-
ligten auf der Hand, umgekehrt ist kaum 
zu erklären, warum die Praxis derzeit 
so umständlich ist. Daher möchten wir 
in Dresden dem Bremer Modell folgen 
und auch hier an Asylsuchende eine 
Krankenversichertenkarte aushändigen. 

von Pia Barkow

Bienenstock Kulturpalast
von Annekatrin Klepsch

Im Frühjahr 2017 soll der umgebaute 
Kulturpalast nach fünf Jahren wie-
dereröffnet werden. Der Stadtrat 

muss nun ein Betreiberkonzept beraten. 

Nicht viele Gebäude haben es in Dres-
den ungewollt zum jahrelangen Zank-
apfel gebracht. Der Dresdner Kultur-
palast, bereits in den 50er Jahren ge-
plant, wurde 1969 als Haus mit Mehr-
zwecksaal, Studiobühne, Restaurant 
und Chorprobenräumen eröffnet. Im 
Jahr 2007 musste er für fünf Monate 
schließen, damit dringend notwendige 
Brandschutzmaßnahmen realisiert wer-
den konnten. Im Jahr 2010 schließlich 
beschloss der Stadtrat nach jahrelanger 
Debatte mit den Stimmen von CDU, 
Bürgerfraktion und Grünen, dass entge-
gen vorheriger Beschlüsse eine Sanie-
rung nicht ausreiche, sondern ein Kom-
plettumbau des Saales notwendig sei. 

Wenn der Kulturpalast im Frühjahr 2017 
wieder eröffnet wird, kehrt nicht nur die 
Dresdner Philharmonie an ihre Heim-
statt zurück, sondern auch die Städ-
tischen Bibliotheken und das Kabarett 
Herkuleskeule sollen einziehen. Dahin-
ter steht die Idee, dass der Kulturpalast 
zukünftig nicht nur abends im Rahmen 
von Konzerten, sondern auch tagsüber 
mit BesucherInnen belebt sein soll. 

Mit der Berufung von Frauke Roth als 
Intendantin der Philharmonie im Jahr 
2013 beschloss der Stadtrat auch, dass 
für den umgebauten Kulturpalast ein 

Betreiber- und Veranstaltungskonzept  
zu erarbeiten ist. In der März-Beratung 
des Kulturausschusses wurde nun dem 
Stadtrat der Entwurf eines Bespielungs-
konzeptes vorgelegt. Doch bereits der 
Beschlussvorschlag lässt erahnen, dass 
die finanziellen Herausforderungen in 
der Bewirtschaftung des umgebauten 
Kulturpalastes ein konfliktbehaftetes 
Thema sind. Denn die Fortschreibung 
des vorgelegten Betreiberkonzeptes soll 
künftig am Stadtrat und seinen Ausschüs-

sen vorbei nur noch der Lenkungsgrup-
pe Kulturpalast zur Kenntnis gegeben 
werden, die als nichtöffentliches Gremi-
um tagt und auch kein Beschluss besitzt. 

Aufhorchen lässt der Entwurf auch 
hinsichtlich der Lastenverteilung für 
die Betriebskosten des Kulturpalastes. 
Wurde dem Stadtrat vor der Entschei-
dung über den geplanten Umbau ein 
zeitweiliger zusätzlicher Finanzierungs-
bedarf für die Interimsspielstätten der 

Philharmonie mitgeteilt, werden diese 
Mehrkosten von mehr als einer Million 
Euro jährlich nun angeblich dauerhaft 
für die Mietzahlungen an die städtische 
Tochtergesellschaft KID (Kommunale 
Immobilien Dresden GmbH) benötigt. 
Ebenso soll eine Ausweitung der Klas-
sik-Konzerte in Zusammenarbeit mit 
den Musikfestspielen nur möglich sein, 
wenn der städtische Zuschuss erhöht 
wird. Die Frage, wie andere Ensemble 
und langjährige Nutzer des Kulturpa-
lastes wie der Dresdner Bergsteigerchor 
künftig die Mietkosten tragen können, 
werden dagegen nur am Rande erwähnt 
und auf die Notwendigkeit einer fle-
xiblen Mietpreisstaffelung hingewiesen.  

Eine indirekte Subventionierung der 
KID durch höhere Nutzermieten, die 
durch die Zuschusserhöhung aus dem 
Kulturetat finanziert werden, hieße, 
den Kulturbereich zu kannibalisieren, 
wenn nicht der Haushaltsansatz ins-
gesamt erhöht wird. Denn bereits seit 
2013 müssen die städtischen Kultur-
einrichtungen wie Museen, TJG und 
Operette eine dauerhafte Kürzung ih-
rer künstlerischen Etats verkraften, 
die die Handlungsfähigkeit auszehrt. 

Dass auch der umgebaute Kulturpalast 
wirtschaftlich nicht selbstragend funkti-
oniert, wird mit dem Bespielungskonzept  
nun deutlich. Es liegt in der Verantwor-
tung der neuen Stadtratsmehrheit, einen 
Beschluss zu fassen, der künstlerische 
Vielfalt und kulturelle Teilhabe auch im 
wiederbelebten Kulturpalast ermöglicht. 

Chipkarte beendet unzumutbare Praxis

Foto: Tim Reckmann / pixelio.de

Foto: Bildpixel / pixelio.de

pia.barkow@dielinke-dresden.de
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Vorpremiere: Anthologie Dresdner 
Autor*innen erscheint
Unter dem Titel „Geschichten von Frau 
Keuner und anderen prächtigen Gesel-
len“ findet am 7. April 2015 die Vor-
premiere zum Erscheinen der gleichna-
migen Anthologie in den Räumen des 
Gorbitzer Quartiersmanagements statt. 

Der Idee der Brechtschen Keuner-
Geschichten folgend haben mehrere 
Autor*innen aus Dresden dafür Erzäh-
lungen und Gedichte zusammen ge-
tragen, die alltagsnah sind und dabei, 
manchmal mit einem Augenzwinkern, 
tiefe Einsichten in menschliche Be-
dingtheiten bieten. Herausgegeben wird 
die Anthologie von der Schreibwerkstatt 
Gorbitz unter der Leitung von Cornel-

ia Eichner und Cosmo von der Bee-
renburg. Der Verleger Heinz Freiberg 
in dessen Dresdner Edition Freiberg 
die Anthologie erscheint, begleitet den 
kompletten Entstehungsprozess und gibt 
den Autor*innen verschiedene Einblicke 
in die Literatur- und Verlagswelt. Mög-
lich wird die Anthologie durch Unter-
stützung des Gorbitzer Quartiersbeirats. 

Dresden diskutiert über seine neue Sportförderrichtlinie

DIE LINKE. Sachsen formuliert in ih-
rem Programm: „Unser Ziel ist es, allen 
Bürgerinnen und Bürgern sportliche 
Betätigung zu ermöglichen, unabhän-
gig von ihrer Herkunft, ihrem sozialen 
Status, von Nationalität, Geschlecht, 
Alter, Beeinträchtigung oder Region, 
aus der sie kommen, und so die soziale 
Integrationskraft des Sports zu stärken. 
Insbesondere für Kinder und Jugend-
liche aus sozial benachteiligten Fami-
lien muss der Zugang zur Betätigung 
in Sportvereinen erleichtert werden.“ 

Für die 2009 beschlossene Sportförder-
richtlinie wird ihre Aufgabe folgenden-
maßen definiert: „Aufgabe der kommu-
nalen Sportförderung ist die Sicherung 
eines für alle Bürgerinnen und Bürger 
zugänglichen qualifizierten und differen-
zierten Sportangebotes in Dresden. Die 
Landeshauptstadt Dresden erkennt mit 
der folgenden Richtlinie die hohe gesell-
schaftliche, soziale und gesundheitspoli-
tische Bedeutung des Sportes, insbeson-
dere des organisierten Sportes, als einen 
bedeutenden Bestandteil des Lebens in 
Dresden an. Die Landeshauptstadt Dres-
den gewährt nach Maßgabe dieser Richt-
linie sowie der Verwaltungsvorschrift.“ 

Allerdings wird die Sportförderricht-
linie dieser Aufgabe, alle Sporttrei-
benden in Dresden unbürokratisch 
und umfassend zu unterstützen, nicht 
durchgängig gerecht. Kürzlich musste 
sich der Sportausschuss mit folgendem 
Fall befassen: Der SV Flugzeugwerft, 
bei dem Mädchen und Jungen, Män-
ner und Frauen turnen, Rhythmische 
Sportgymnastik treiben oder Volleyball 
spielen, hat 220 engagierte Mitglieder. 
Getragen wird die Arbeit – wie in den 
meisten Vereinen - vom Ehrenamt. Der 
Verein wirtschaftet sparsam und konnte 
dies vom Finanzamt regelmäßig bestä-
tigt bekommen. Nun gibt es in der 2009 
beschlossenen Sportförderrichtlinie aber 
eine Regelung, wonach ein  Verein erst 
dann förderfähig wird, wenn er einen 
durchschnittlichen Monatsbeitrag von 5 
Euro pro Mitglied erhebt. Der SV Flug-
zeugwerft kommt mit weniger aus. Das 
sollte ihm nun zum Verhängnis werden. 

Entsprechend der Richtlinie sollte ihm 
die Förderfähigkeit abgesprochen wer-
den. Das würde bedeuten, dass er statt 
2000 nahezu 35 000 Euro Miete pro Jahr 
für die Nutzung von Sportstätten zahlen 
müsste. Wer sparsam wirtschaftet wird 
bestraft. Das kann doch wirklich nicht 
Ziel der Sportförderung in Dresden 
sein. Wäre die Richtlinie formal ange-
wendet worden, hätte das das Aus für 
den Verein bedeutet. Dem konnte mit 
einem interfraktionellen Antrag von 
Rot-Rot-Grün ein Riegel vorgeschoben 
werden. Gleichzeitig wurde mit diesem 
Antrag die Überarbeitung der Sportför-
derrichtlinie beschlossen. Nun ist die 
Verwaltung in der Pflicht eine über-
arbeitete Richtlinie vorzulegen. Dann 
sind aber auch die Parteien und alle an 
der Entwicklung besserer Bedingungen 
für den Sport in Dresden interessierten 
Menschen gefordert. Wenn wir als DIE 
LINKE uns konstruktiv in diesen Pro-
zess einbringen wollen, müssen wir uns 
zuerst selbst darüber klar werden, wel-
che Ziele wir für den Sport in Dresden 
verfolgen. Dazu einige Fragen, die wir 
in einer Anhörung mit Sportpolitiker_in-
nen, Sportpraktiker_innen und Sportwis-
senschaftler_innen beantworten sollten: 

von Dr. Margot Gaitzsch

1. Was definieren wir als Ziel 
für den Sport in Dresden? 

2. In welchem Verhältnis stehen Spit-
zensport, wettkampforientierter Brei-
tensport, allgemeiner Sport und das 
Sporttreiben außerhalb eines Vereins? 
 
3. In welchem Verhältnis stehen 
Profisport und Freizeitsport? Was 
kann und will sich Dresden leisten? 

4. Müssen die aktuellen Bedingungen 
in der Stadt Dresden verändert wer-
den, um unsere Ziele zu erreichen? 
Wenn ja, was ist dafür notwendig? 

5. Welche Veränderungen der Sport-
förderrichtlinie sind notwendig, um 
das Sporttreiben in Dresden gleich-
berechtigt und unbürokratisch im 
Sinne unserer Ziele zu unterstützen? 

Gilt die Olympische Devise:   
Schneller,  Stärker,  Weiter? 

Ich freue mich auf die kommende Dis-
kussion.

Dabei sein ist alles!

Foto: Burkhard Vogt / pixelio.de

Manchmal sorgt die Aufsicht 
für Aufsehen. Zum Beispiel in 
der Dresdner Kommunalpolitik. 
Damit meine ich jetzt nicht die 
Kommunalaufsicht in Gestalt der 
Landesdirektion, die nach fast je-
der Stadtratssitzung Beschlüsse 
beanstandet, dann aber nach ei-
nigem juristischen Hin und Her 
meistens klein beigeben muss.  

Gemeint ist hier die Aufsicht der 
zahlreichen städtischen Unter-
nehmen. Diese werden bekannt-
lich nicht direkt vom Stadtrat 
überwacht, sondern von Auf-
sichtsräten, die wiederum durch 
den Stadtrat besetzt werden. 
Und das sorgte für Aufregung.  
Da in den meisten dieser Aufsichts-
räte neben einem Fachbürgermei-
ster nur sechs Stadträte sitzen, gin-
gen die beiden kleinsten Fraktionen 
AfD und FDP mit fünf bzw. vier 
von 70 Stadträten leer aus. Wortge-
waltig wetterte vor allem der FDP-
Fraktionschef Holger Zastrow 
gegen die vermeintliche Unfair-
ness von Rot-Grün-Rot-Orange. 

AfD und FDP zogen vor Gericht 
und kassierten dabei eine erste 
Niederlage. Der Rechtsstreit selbst 
wird sicher noch Jahre weiterge-
hen. Soweit - so gut, auch klei-
ne Fraktionen haben eine Recht 
auf Rechtssicherheit. Verständ-
lich ist, dass auch diese Frakti-
onen ein Auge auf die städtischen 
Unternehmen werfen wollen. 
 
Es war aber auch gar nicht die Ab-
sicht der größeren Fraktionen, die 
Kleineren auszuschließen. Nur 
müsste deren Beteiligung rechtssi-
cher sein. Früher ging dies im Eini-
gungsverfahren. Das heißt, ALLE 
Stadträte mussten sich über die Be-
setzung der Gremien einvernehm-
lich einigen. So etwas ist nicht 
mehr möglich, seit auch Nazis im 
Stadtrat sitzen. Deshalb muss nach 
Fraktionsproporz besetzt werden. 
Und bei sechs Stühlen gehen die 
Kleinen nun einmal leider leer aus. 
Wenigstens in den Aufsichtsrä-
ten der großen Gesellschaften 
(TWD, DVB, DREWAG) mit je 
zehn Sitzen könnten sie vertreten 
sein, wenn ... Ja, wenn nicht der 
Sächsische Landtag im vergangen 
Jahr das minderheitenunfreund-
liche Auszählverfahren nach 
D`Hondt, bei dem Reste abgerun-
det werden, festgeschrieben hätte.  
 
Davon profitieren die großen 
Fraktionen. Der CDU war das 
sicher auch klar, als sie im Land-
tag diese Änderung anregte. Eine 
Mehrheit hatte sie dafür freilich 
nur Dank ihres damaligen Koali-
tionspartners, welcher begeistert 
zustimmte. Dumm nur, dass das 
damals auch eine FDP-Frakti-
on unter Holger Zastrow war.  

margot.gaitzsch@dielinke-dresden.de
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